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Antrag 

der Fraktion der CDU 

Kein Umzug der jugendlichen Drogenstraftäter nach Lichten-
rade – Kosten in Millionenhöhe sparen und Anwohnerinnen 
und Anwohner schützen! 

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 
 
Das Abgeordnetenhaus fordert den Senat auf, die Pläne für eine 
Verlegung der Drogenfachabteilung der Jugendstrafanstalt Berlin 
an den Standort Lichtenrade unverzüglich fallen zu lassen. Statt-
dessen sollen die bestehenden Haftplätze dieser Abteilung im Haus 
8 in Plötzensee saniert und die bislang in Lichtenrade unterge-
brachten Untersuchungshäftlinge ebenfalls nach Plötzensee verlegt 
werden, wo schon heute ein Großteil der Untersuchungshäftlinge 
untergebracht ist, da im modernisierten Haus 9 vor Ort entspre-
chende Kapazitäten vorhanden oder kostengünstiger neu zu schaf-
fen sind. 
 
Für die Erweiterung der Plätze in der ebenfalls in Lichtenrade am 
Kieferngrund ansässigen Jugendarrestanstalt soll auf einen kost-
spieligen Neubau verzichtet werden. Die Arrestanten können nach 
vergleichsweise geringen baulichen Veränderungen in den dann 
freiwerdenden Gebäuden der bisherigen Jugendstrafanstalt in Lich-
tenrade untergebracht werden. Die sich hieraus ergebenden Einspa-
rungen in Höhe von mindestens 5 Millionen Euro sollen zumindest 
anteilig der Verbesserung der Haftbedingungen in der Jugendstraf-
anstalt in Plötzensee zu Gute kommen. 
 
Begründung: 
 
Der Standort Lichtenrade der Jugendstrafanstalt ist bereits von den 
baulichen Voraussetzungen her für die Unterbringung der jugendli-
chen Drogenstraftäter unpassend. Die Überwürfe von Drogen und 
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Mobilfunkgeräten werden in dem unübersichtlichen Terrain mit 
einem angrenzenden Waldstück noch leichter umzusetzen sein als 
in der Jugendstrafanstalt Charlottenburg, wo die Drogenfachabtei-
lung derzeit untergebracht ist. 
 
Weiterhin wäre ein Umzug auch mit Kosten in Millionenhöhe al-
lein schon für Umbauten verbunden. Die Anlage Kieferngrund 
müsste aufwendig baulich verändert werden, um annähernd für die 
Unterbringung der Drogenabteilung geeignet zu sein. Außerdem 
müssten die dann in Lichtenrade untergebrachten Jugendlichen 
täglich zu ihren Ausbildungsstätten in der Jugendstrafanstalt Char-
lottenburg gefahren werden, was weitere Kosten verursachen wür-
de. Am bisherigen Standort Charlottenburg ist auch durch die un-
mittelbare Nähe des Haftkrankenhauses sichergestellt, dass die 
notwendige medizinische Betreuung der ehemalig drogenabhängi-
gen Jugendlichen auch in Notfällen ohne Zeitverzug erfolgen kann. 
Mit der für die Dauer von zwei Jahren geplanten Verlagerung der 
Jugendarrestanstalt aus Lichtenrade an den Standort Plötzensee in 
das Haus der Drogenfachabteilung entstehen zusätzliche Probleme. 
Es ist absehbar, da dann sowohl männliche als auch weibliche Ar-
restanten in die bislang rein männlich besetzte Jugendstrafanstalt 
verlagert werden, dass sexuelle Provokationen und sich daraus er-
gebende Konflikte eine Gefährdung der Sicherheitslage in der An-
stalt verursachen. Für den zusätzlich geplanten Neubau der Arrest-
anstalt in Lichtenrade werden Kosten in Höhe von mindestens 
sechs Millionen Euro entstehen, die durch das von der CDU-
Fraktion vorgeschlagene Konzept ebenfalls vermieden werden 
können. 
 
Schließlich ist der Ortsteil Lichtenrade für diese Art des Strafvoll-
zugs völlig ungeeignet. Anders als beim Gewerbegebiet am aktuel-
len Standort Friedrich-Olbricht-Damm handelt es sich um ein rei-
nes Wohngebiet mit einer Vielzahl von Senioreneinrichtungen, 
aber auch jungen Familien mit Kindern. Für einen Teil der jugend-
lichen Straftäter bestehen Vollzugslockerungen bis hin zum Frei-
gang. Darüber hinaus gibt es einen intensiven Besuchsverkehr auch 
mit dem früheren sozialen Umfeld der Inhaftierten. Der personell 
ohnehin unterbesetzte Polizeiabschnitt 47 ist nicht in der Lage, eine 
zusätzliche Überwachung sicherzustellen. Die sich objektiv erge-
bende zusätzliche Gefährdung der Anwohnerinnen und Anwohner 
in Lichtenrade ist unzumutbar. 
 

Berlin, den 09. Februar 2011 
 
 
 
 
Henkel, Zimmer, Rissmann 
und die übrigen Mitglieder der Fraktion der CDU 

 


